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Abteilung 10.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Wird nach einem Arbeitsunfall nach

mehrmonatiger Beschwerdefreiheit in der
Folgezeit eine Ruptur des scapholunären
Bandes diagnostiziert, kann diese bei
einem ungeeigneten Unfallhergang
(Anpralltrauma von oben auf den
Handrücken ohne strukturelle
Begleitverletzungen) nicht mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit auf den
Unfall zurückgeführt werden.

Normenkette SGB 7 § 8 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 U 773/22
Datum 09.08.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 U 2452/23
Datum 21.03.2024

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts
Konstanz vom 09.08.2023 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Feststellung von Folgen des Arbeitsunfalls vom
13.05.2020 sowie die GewÃ¤hrung von Heilbehandlung und Verletztengeld.
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Der 1979 geborene KlÃ¤ger war vom 01.07.2015 bis 30.06.2021 als Filialleiter bei
der D4 angestellt. Am 13.05.2020 fiel ihm nach eigenen Angaben beim Umbau von
Regalen ein T-TrÃ¤ger herunter und traf ihn aus einer HÃ¶he von ca. 40 cm am
rechten HandrÃ¼cken (AID 1, 3, 13 VerwA). Erst am 12.10.2020 stellte er sich bei
dem Handchirurgen W1 (Praxis K1) vor, der bei der klinischen Untersuchung des
rechten Handgelenks keinen wegweisenden Befund erheben konnte und angesichts
einer regelhaften Stellung der Handwurzelknochen in mitgebrachten
RÃ¶ntgenaufnahmen vom 09.10.2020 eine weitergehende Diagnostik empfahl. Am
27.10.2020 stellte sich der KlÃ¤ger sodann bei dem D-Arzt P1 vor und gab hierbei
an, er habe, nachdem der T-TrÃ¤ger ihn am HandrÃ¼cken getroffen habe, einen
sehr kurzen Schmerz gehabt und dann weitergearbeitet, sei im Wesentlichen
beschwerdefrei gewesen, bis sich im August 2020 erneut Schmerzen eingestellt
hÃ¤tten und er ein â��beunruhigendes Knackenâ�� im HandrÃ¼cken verspÃ¼rt
habe. Der D-Arzt befundete eine Ã¤uÃ�erlich unauffÃ¤llige rechte Hand, keine
Schwellungen, keine HÃ¤matomverfÃ¤rbungen, keine Deformierung, Faustschluss
sehr krÃ¤ftig, Strecken der Finger krÃ¤ftig mÃ¶glich, keine SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen
oder DurchblutungsstÃ¶rungen bei passiv vÃ¶llig freier Beweglichkeit des
Handgelenks. Bei Druck auf das Scaphoid von palmarseitig her sei eine
Subluxationstendenz bei Streckung des Handgelenks vorhanden, was das Knacken
auslÃ¶se. Das distale Radiolunargelenk sei klinisch fest, die Umwendbewegungen
frei. Eine Vorstellung in der Handchirurgie in D1 wurde empfohlen. P1 Ã¤uÃ�erte
Zweifel am Zusammenhang zwischen Schaden und dem Unfallereignis, da eine sehr
lange Zeit der klinischen Beschwerdefreiheit nach dem Unfall bestanden habe.

B1, Kliniken D1, Ã¤uÃ�erte im Verlaufsbericht vom 03.11.2020 den Verdacht auf
(V.a.) eine Ruptur des scapholunÃ¤ren Bands (SL-Band) bei positivem Watson-Test.
Die angefertigten RÃ¶ntgenaufnahmen beider Handgelenke zeigten keine
Erweiterung des SL-Spalts im Sinne einer dynamischen SL-Dissoziation. Der
Unfallmechanismus sei nicht eindeutig mit einer Bandruptur vereinbar. Die
nachfolgende MRT-Untersuchung des rechten Handgelenks vom 12.11.2020 ergab
keinen hinreichenden Anhalt fÃ¼r eine SL-BandlÃ¤sion. B1 empfahl daraufhin eine
Kinematographie beider Handgelenke und eine diagnostische
Handgelenksarthroskopie rechts (Verlaufsbericht vom 24.11.2020).

Am 02.07.2021 erfolgte eine Kinematographie des rechten Handgelenks, bei der
eine Dissoziation des SL-Bands festgestellt wurde, die nachfolgend arthroskopisch
bestÃ¤tigt wurde. Intraoperativ zeigte sich ein Riss des Discus ulnocarpalis, das SL-
Band hing in groÃ�en Fetzen in das Gelenk hinein. Es erfolgte ein
Discusdebridement und eine Teilsynovialektomie, wobei Â Â D2 die SL-
BandschÃ¤digung als unfallabhÃ¤ngig einstufte und den Discusschaden davon
unabhÃ¤ngig sah (Operationsbericht vom 02.07.2021).

Vom 01.07. bis 28.07.2021 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger Verletztengeld. Sie
zog ein Vorerkrankungsverzeichnis des KlÃ¤gers bei, welches seit 2014 die
Diagnosen Diabetes mellitus und HyperurikÃ¤mie sowie seit 2017 zusÃ¤tzlich die
Diagnose Psoriasis enthielt, jedoch keine Vorerkrankungen des rechten
Handgelenks. Ferner holte sie eine Stellungnahme bei dem beratenden Arzt J1 vom
05.08.2021 ein, der ausfÃ¼hrte, das Trauma sei, so wie geschildert, nicht geeignet
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gewesen, einen SL-Bandriss zu verursachen. Es handele sich um eine Prellung des
Handgelenks. Ein SL-Bandriss sei nur durch eine erhebliche Verstauchung,
Verdrehung des Handgelenks zu erwarten. Zudem liege ein mehrmonatiges
Intervall zwischen Trauma und aufgetretenen Beschwerden. Die Divergenz zwischen
Bildgebung und arthroskopischen Befunden sei auffÃ¤llig, dies finde sich jedoch
gelegentlich. Sehr auffÃ¤llig sei, dass die Stressaufnahmen im Seitenvergleich keine
Befunde ergeben hÃ¤tten. Zusammengefasst Ã¼berwÃ¶gen die Zweifel am
Zusammenhang mit dem angeschuldigten Ereignis.

Mit Bescheid vom 19.08.2021 anerkannte die Beklagte das Ereignis vom 13.05.2020
als Arbeitsunfall sowie eine verheilte Prellung des rechten Handgelenks als
â��Unfallfolgeâ��. Nicht anerkannt als Unfallfolgen wurden der Riss des Bands
zwischen dem Kahnbein und dem Mondbein (SL-Band) sowie ein degenerativer
Knorpelschaden am Discus des rechten Handgelenks. Ein Anspruch auf
unfallbedingte Heilbehandlung oder Verletztengeld bestehe nicht. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, der erforderliche Zusammenhang zwischen dem
Aufprall des Regalteils auf das Handgelenk und dem Riss des SL-Bands sowie dem
Discusschaden am rechten Handgelenk bestehe nicht.

Mit seinem Widerspruch verwies der KlÃ¤ger darauf, dass der Schaden am SL-Band
im Operationsbericht als unfallabhÃ¤ngig angesehen worden sei. Am 17.09.2021
erfolgte eine weitere Operation zur Rekonstruktion des SL-Bands, worauf der
KlÃ¤ger vom 11.10. bis 27.10.2021 wegen einer postoperativen Wundinfektion
erneut stationÃ¤r behandelt und mehrfach nachoperiert werden musste. Im Bericht
vom 19.11.2021 fÃ¼hrte B1 aus, dass der stark komplikationsbehaftete Verlauf
leider mit einem aktuell sehr schlechten Resultat verbunden sei und bei
ausbleibender Besserung eine Handgelenksarthrodese empfohlen werde. In einer
weiteren Stellungnahme vom 10.03.2022 blieb der beratende Arzt J1 bei seiner
EinschÃ¤tzung, die durchgreifenden Zweifel an der UrsÃ¤chlichkeit des Unfalls fÃ¼r
den festgestellten Schaden am Handgelenk kÃ¶nnten nicht beseitigt werden, fÃ¼r
den Zusammenhang spreche nur, dass das Handgelenk beim angesprochenen
Trauma beteiligt gewesen sei. Mit Widerspruchsbescheid vom 04.04.2022 wies die
Beklagte sodann den Widerspruch zurÃ¼ck.

Hiergegen richtet sich die am 05.05.2022 zum Sozialgericht Konstanz (SG)
erhobene Klage. Der KlÃ¤ger ist der Auffassung, bei dem Arbeitsunfall nicht nur
eine Prellung erlitten zu haben, sodass die BehandlungsbedÃ¼rftigkeit und
(weiterhin andauernde) ArbeitsunfÃ¤higkeit auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren
seien. Wegen starker beruflicher Anspannung (Umbauphase in allen Bereichen der
Filiale) habe er die Praxis von K1 nicht frÃ¼her aufsuchen kÃ¶nnen. Das SG
hatÂ W1 und B1 schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugen vernommen, auf deren
Aussagen (S. 87 f. und S. 89 ff. SG-Akte) Bezug genommen wird. Am 29.09.2022 ist
in R2 eine weitere Revisionsoperation des rechten Handgelenks mit
Synovialektomie, Resektion des Capitatumkopfs, Debridement distaler Radius und
Implantation eines Zementspacers erfolgt (Diagnosen: Zustand nach [Z.n.]
Entfernung der proximalen Handwurzelreihe rechts mit aktuell radio-capitaler
Destruktion bei V.a. chronische Osteomyelitis distaler Radius und Capitatumkopf).
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Ferner hat das SG ein Gutachten bei O1 mit handchirurgischem Zusatzgutachten
durch D3 eingeholt. D3 hat in seinem Zusatzgutachten vom 30.03.2023
ausgefÃ¼hrt, auf der intraoperativen Fotodokumentation der Arthroskopie sehe
man zerrissene Bandanteile, die in einer solchen Formation nur nach einer
traumatischen und nicht nach einer degenerativen Ruptur sichtbar seien.
ErfahrungsgemÃ¤Ã� seien Bandanteile nach sechs Wochen bis einigen Monaten
soweit zurÃ¼ckgebildet, dass sie nicht mehr sinnvoll zu nÃ¤hen seien, allerdings
blieben sie viele Monate bis jahrelang sichtbar. O1 hat in seinem Gutachten vom
24.04.2023 nach ambulanter Untersuchung ausgefÃ¼hrt, durch das Ereignis vom
13.05.2020 seien mit Wahrscheinlichkeit eine Prellung des rechten Handgelenks,
eine SL-Bandruptur (Geissler 3Â°), ein GelenkverschleiÃ� zwischen Kahnbein und
Griffelfortsatz der Speiche (SLAC wrist 1Â°), eine SL-Bandrekonstruktion 9/21 mit
postoperativem septischem Verlauf sowie mehrfache septische Revisionen und
letztlich Resektion des Os triquetrum (Dreieckbein), Os lunatum (Mondbein) und Os
scaphoideum (Kahnbein) mit konsekutiver Proximalisierung der distalen
Handwurzelreihe bei chronischer Osteomyelitis verursacht worden. Bis dato kÃ¶nne
der KlÃ¤ger seine bis zum Unfall ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit nicht mehr ausÃ¼ben.
Verletzungen des SL-Bands trÃ¤ten gehÃ¤uft bei jungen Menschen auf und seien in
der Regel Folge von StÃ¼rzen oder Verdrehtraumata mit hoher Energieeinwirkung,
am hÃ¤ufigsten infolge eines Hyperextensiontraumas des Handgelenks. Erst bei
sehr hoher Energieeinwirkung komme es zur vollstÃ¤ndigen Ruptur. Die SL-
Bandruptur trete oft auch als Begleitverletzungen infolge einer distalen
Radiusfraktur auf. Neben den hÃ¤ufigeren traumatischen LÃ¤sionen kÃ¶nnten aber
auch HypermobilitÃ¤t, degenerative VorgÃ¤nge oder auch Erkrankungen des
Bindegewebes infolge von systemischen Erkrankungen wie Diabetes mellitus,
HyperurikÃ¤mie/Gicht oder Psoriasis Arthropathien sowie chronische
Ã�berlastungszustÃ¤nde des Handgelenkes als Ursache in Betracht gezogen
werden. Bezogen auf den geschilderten Unfallhergang, bei dem ein T-TrÃ¤ger mit
einem Gewicht von 1,5 kg aus 40 cm HÃ¶he auf das Handgelenk gefallen sei,
mÃ¼sse davon ausgegangen werden, dass es im Zuge dessen zu der o.g.
Verletzung gekommen sei. D3 bestÃ¤tige eine traumatische SL-Bandruptur. Unter
WÃ¼rdigung der Befunde und in Anbetracht des unauffÃ¤lligen
Vorerkrankungsregisters sei der Unfall als ursÃ¤chlich fÃ¼r die eingetretenen
Verletzungen anzusehen.

Die Beklagte ist dieser Beurteilung mit einer weiteren Stellungnahme des
beratenden ArztesÂ J1 vom 21.05.2023 entgegengetreten. Dieser hat moniert, dass
der Hauptgutachter nicht bewertet habe, dass erst 5Â½ Monate nach dem Ereignis
erstmals Beschwerden im Handgelenk angegeben worden seien, was deutlich mehr
gegen als fÃ¼r den Zusammenhang spreche. Wieso ein Prelltrauma als ein vom
Grundsatz her nicht geeigneter Vorgang doch geeignet gewesen sein solle, werde
nicht nachvollziehbar begrÃ¼ndet. Die AusfÃ¼hrungen von D3 Ã¼berzeugten
nicht; die Form und AusprÃ¤gung von Bandlefzen zur zeitlichen Einordnung
heranzuziehen, erscheine nach seiner (des beratenden Arztes) langjÃ¤hrigen
arthroskopischen Erfahrung als auÃ�erordentlich spekulativ. Klare traumatische
VerÃ¤nderungen seien nach allgemeiner EinschÃ¤tzung bestenfalls innerhalb der
ersten sechs Wochen eindeutig zu erkennen. Die mÃ¶glichen degenerativen
Ursachen seien nicht kritisch gewÃ¼rdigt worden.

                             4 / 13



 

In ihren ergÃ¤nzenden Stellungnahmen, auf die Bezug genommen wird, sind
sowohlÂ D3 (Schreiben vom 25.05.2023, S. 219 f. SG-Akte) als auch O1 (Schreiben
vom 21.06.2023, S. 222 ff. SG-Akte) bei ihrer bisherigen EinschÃ¤tzung verblieben.
O1 hat ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, die kinetische Energie eines T-TrÃ¤gers beim
Aufprall liege bei gerundet 6 Joule. Neben einer hohen Energieeinwirkung des von
oben herabstÃ¼rzenden TrÃ¤gers komme es auch zu einer kurzfristigen
Hyperextension des Handgelenks, was geeignet sei, eine ZerreiÃ�ung des SL-Bands
herbeizufÃ¼hren. Im Zuge dieser Verletzung hÃ¤tte es mit hoher
Wahrscheinlichkeit zur Einstellung der ArbeitstÃ¤tigkeit kommen mÃ¼ssen, da zu
erwarten gewesen wÃ¤re, dass durch die hohe Energieeinwirkung vorgelagerte
Strukturen mitverletzt oder zumindest aufgrund akuter Schmerzen ein
unmittelbares Weiterarbeiten nicht mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Warum dies nicht
geschehen sei, werfe natÃ¼rlich die Frage des Unfallzeitpunktes auf. Eine lÃ¤nger
zurÃ¼ckliegende VorschÃ¤digung sei eher unwahrscheinlich. Die internistischen
Vorerkrankungen halte er als allein wesentliche Konkurrenzursache fÃ¼r wenig
wahrscheinlich. Insgesamt spreche der Unfallmechanismus, die intraoperative
Dokumentation einer traumatischen SL-BandlÃ¤sion, der intraoperative Ausschluss
degenerativer SchÃ¤digungen und das Fehlen von Vorverletzungen fÃ¼r und allein
der zeitliche Ablauf gegen den ursÃ¤chlichen Zusammenhang.

Die Beklagte ist dem erneut entgegengetreten. Sie hat angemerkt, dass der von O1
dargestellte Hergang einer â��kurzfristen Hyperextensionâ��, mithin einer
Ã�berstreckung, nirgends geschildert worden sei und eine beratungsÃ¤rztliche
Stellungnahme von B2 vom 12.07.2023 (S. 230 ff. SG-Akte) vorgelegt. Dieser hat
ausgefÃ¼hrt, dass der beschriebene MRT-Befund vom 12.11.2020 ungewÃ¶hnlich
klar sei bezÃ¼glich des SL-Bands (â��keine auffÃ¤llige Verbreiterung des SL-
Gelenkspalts. Eindeutige regelrechte DurchgÃ¤ngigkeit des dorsalen signalfreien SL-
Bandanteilsâ��), insbesondere angesichts eines Unfallereignisses am 13.05.2020
und Weiterarbeit bis zur DurchfÃ¼hrung der Bildgebung; insoweit wÃ¤ren indirekte
Zeichen der scapholunÃ¤ren InstabilitÃ¤t zu erwarten gewesen. Die
Handgelenksarthroskopie habe einen Schaden des dorsalen SL-Bands gezeigt,
welcher anhand des bereits verstrichenen Zeitraums zwischen Unfall und
Arthroskopie einem frischen SL-Bandschaden nicht mehr zweifelsfrei zugeordnet
werden kÃ¶nne. Es habe sich das typische Bild degenerativ aufgefranster
BandstÃ¼mpfe und nicht eines frischen ZerreiÃ�ungsrandes gefunden. Die
HyperurikÃ¤mie sei durchaus dazu geeignet eine SL-BandlÃ¤sion zu verursachen
und gehe typischerweise in den Anfangsstadien trotz vollstÃ¤ndiger
KontinuitÃ¤tsunterbrechung des Bands ohne scapholunÃ¤re Dissoziation einher, da
die sekundÃ¤ren SL-Bandstabilisatoren noch vorhanden seien. Der Aufprall eines
Gegenstands auf den HandrÃ¼cken sei biomechanisch nicht geeignet, zu einer SL-
BandlÃ¤sion zu fÃ¼hren.

Mit Urteil vom 09.08.2023 hat das SG unter AbÃ¤nderung der angefochtenen
Bescheide festgestellt, dass auch die Ruptur des SL-Bands, ein SLAC wrist 1Â°, die
SL-Band-Rekonstruktion am 17.09.2021 mit postoperativem septischen Verlauf und
â��die weiteren, eine Nachbehandlung erforderten
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungenâ�� Folgen des Arbeitsunfalles vom 13.05.2020
sind. Weiter hat es die Beklagte verpflichtet, dem KlÃ¤ger deswegen
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Heilbehandlung und verurteilt, ihm deswegen Verletztengeld zu gewÃ¤hren sowie
die Erstattung der auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers durch die Beklagte
angeordnet. Zur BegrÃ¼ndung hat es im Wesentlichen gestÃ¼tzt auf das
Gutachten von O1 ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe bei dem Unfall mit
Wahrscheinlichkeit nicht nur eine Prellung, sondern eine Ruptur des SL-Bands
erlitten, was auch durch die Beurteilung der Fotodokumentation des erfahrenen
Handchirurgen D3 bestÃ¤tigt werde, der klar von einer traumatischen SchÃ¤digung
ausgegangen sei. Der geschilderte Unfallhergang sei nach O1 geeignet, denn er
entspreche einem Sturz mit hoher Energieeinwirkung. J1 habe seine Aussage, eine
SL-Band Binnenstruktur sei nur durch eine erhebliche Verstauchung, Verdrehung
des Handgelenks zu erwarten, nicht belegt. Das lange Intervall zwischen dem
Vorfall und dem Aufsuchen der Praxis von K1 sei zwar ein Argument gegen einen
ursÃ¤chlichen Zusammenhang, trete jedoch bei einer GesamtabwÃ¤gung letztlich
zurÃ¼ck. Die weiteren GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen seien infolge der
Behandlung (Wundinfektion) eingetreten und damit als mittelbare Unfallfolgen
anzusehen. Wegen der Folgen des Arbeitsunfalls sei Heilbehandlung zu gewÃ¤hren,
was auch fÃ¼r die Zukunft dem Grunde nach durch Urteil ausgesprochen werden
kÃ¶nne. Der KlÃ¤ger sei auch arbeitsunfÃ¤hig, weshalb ihm Verletztengeld zu
gewÃ¤hren sei. Ã�ber den genauen Zeitrahmen und die LeistungshÃ¶he werde die
Beklagte noch zu entscheiden haben.

Gegen das ihr am 09.08.2023 zugestellte Urteil richtet sich die am 24.08.2023
eingelegte Berufung der Beklagten. Sie geht weiter davon aus, dass lediglich ein
zeitlicher Zusammenhang besteht, ein kausaler Zusammenhang jedoch
insbesondere im Hinblick auf den beschriebenen Hergang, das mehrmonatige
beschwerdefreie Intervall und die konkurrierenden Faktoren nicht Ã¼ber die bloÃ�e
MÃ¶glichkeit hinausgeht.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom 09.08.2023 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hat das angegriffene Urteil verteidigt und darauf verwiesen, dass konkurrierende
Faktoren fÃ¼r die Verletzung gerade nicht bestanden hÃ¤tten, weil der KlÃ¤ger
keinerlei das SL-Band betreffende Vorerkrankungen gehabt habe.

Der Senat hat beim MVZ R1 die Patientenunterlagen des KlÃ¤gers fÃ¼r das Jahr
2020 angefordert. Auf die vorgelegten Unterlagen (S. 91 ff. Senatsakte) wird Bezug
genommen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.
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Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge und die Verwaltungsakte
der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte und gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung der
Beklagten, Ã¼ber die der Senat auf Grund des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 SGG
), ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Dem Rechtsstreit zu Grunde liegt der Bescheid der Beklagten vom 19.08.2021 in
der Gestalt (Â§Â 95 SGG) des Widerspruchsbescheids vom 04.04.2022, mit dem die
Beklagte das Ereignis vom 13.05.2020 als Arbeitsunfall anerkannt hat
(VerfÃ¼gungssatz 1), als â��Unfallfolgeâ�� eine verheilte Prellung des rechten
Handgelenks anerkannt hat (VerfÃ¼gungssatz 2 â�� richtigerweise als der dem
Begriff des Unfalls [Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch â�� SGB VII]
â�� immanente Gesundheitserstschaden [sog. PrimÃ¤rschaden, s. dazu nur
Bundessozialgericht â�� BSG â�� 24.07.2012, B 2 U 9/11 R, zitiert â�� wie
sÃ¤mtliche hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung â�� nach juris, Rn. 20; 15.05.2012, 
B 2 U 16/11 R, Rn. 19 m.w.N.; Senatsurteil vom 15.11.2021, L 10 U 490/18,
www.sozialgerichtsbarkeit.de]), nicht als Unfallfolgen anerkannt hat einen Riss des
SL-Bands (richtigerweise als weiteren PrimÃ¤rschaden) sowie einen degenerativen
Knorpelschaden am Discus des rechten Handgelenks (VerfÃ¼gungssatz 3) und zum
anderen unfallbedingte BehandlungsbedÃ¼rftigkeit (VerfÃ¼gungssatz 4) und
Verletztengeld (VerfÃ¼gungssatz 5) abgelehnt hat. 

Das SG hat die Beklagte zu Unrecht unter AbÃ¤nderung der angefochtenen
Bescheide zur GewÃ¤hrung weiterer Heilbehandlung und von Verletztengeld
verurteilt sowie die Ruptur des SL-Bands, ein SLAC wrist 1Â°, die SL-Band-
Rekonstruktion am 17.09.2021 mit postoperativem septischen Verlauf und die
weiteren, eine Nachbehandlung erfordernden GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen als
weitere Unfallfolgen festgestellt. Die Ruptur des SL-Bands ist nicht mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit durch den Arbeitsunfall vom 13.05.2020
verursacht worden, weshalb auch die weiteren, daraus entstandenen
GesundheitsstÃ¶rungen nicht (mittelbare) Folgen des Arbeitsunfalls sind und
deswegen gegen die Beklagte auch kein Anspruch auf weitere Leistungen besteht.

Die auf die GewÃ¤hrung von Heilbehandlung gerichtete kombinierte Anfechtungs-
und (unechte) Leistungsklage ist unzulÃ¤ssig, weshalb die Berufung der Beklagten
in diesem Punkt bereits deshalb begrÃ¼ndet ist.

Konkrete Leistungen der Heilbehandlung hat der KlÃ¤ger zu keinem Zeitpunkt
benannt, geschweige denn rechtsfÃ¶rmig geltend gemacht. Hinsichtlich solcher
HeilbehandlungsmaÃ�nahmen, die er nach dem 19.08.2021 zu Lasten der
Krankenkasse tatsÃ¤chlich in Anspruch genommen hat, fehlt Ã¼berdies von
vornherein (und weiterhin) ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis. Ohnehin kommt eine
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Verurteilung zur Erbringung von Sachleistungen in einem bereits abgelaufenen
Zeitraum nicht in Betracht, da diese denklogisch nicht fÃ¼r die Vergangenheit
erbracht werden kÃ¶nnen. Ein allgemeines prozessuales Begehren auf
(zukÃ¼nftige) Heilbehandlung ist, da schon unbestimmt, nicht
zulÃ¤ssig; â��irgendwelcheâ�� Sachleistungen (namentlich Heilbehandlung, vgl. Â§
26 Abs. 4 Satz 2 SGB VII) kÃ¶nnen schlechterdings nicht durch Grundurteil
zuerkannt werden (BSG 16.03.2021, B 2 U 7/19Â R, Rn. 21 m.w.N.; Senatsurteil vom
26.01.2024, L 10 U 977/22, n.v.; Senatsbeschluss vom 06.11.2015, L 10 U 3956/13,
www.sozialgerichtsbarkeit.de).

Die hier vorliegende kombinierte Anfechtungs- und Feststellungsklage bezogen auf
die Feststellung weiterer Unfallfolgen ist zulÃ¤ssig. Mit der Anfechtungsklage nach 
Â§ 54 Abs. 1 SGG begehrt der KlÃ¤ger die Aufhebung des die Anerkennung der SL-
Bandruptur als Unfallfolge ablehnenden Verwaltungsaktes, weil dieser andernfalls
der Feststellung von (weiteren) Unfallfolgen entgegenstÃ¼nde. Rechtsgrundlage
fÃ¼r das Feststellungsbegehren ist Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG. Danach kann mit der
Klage u.a. die gerichtliche Feststellung einer GesundheitsstÃ¶rung als Folge eines
Arbeitsunfalls begehrt werden (s. dazu nur Senatsurteil vom 16.07.2020, L 10 U
1635/17, in juris, Rn.Â 30 m.w.N. zur Rspr. des BSG). Bezogen auf die SL-Bandruptur
ist das klÃ¤gerische Begehren dabei richtigerweise â�� und bei entsprechend
sachgerechter Auslegung auch von Anfang an â�� nicht auf die Feststellung dieser
VerÃ¤nderung als eine (unmittelbare) â��Unfallfolgeâ�� gerichtet gewesen,
sondern vielmehr auf die Feststellung dieses Gesundheitsschadens als (weiterer)
Erstschaden des Arbeitsunfalls. Diese Verletzung wÃ¤re â�� einen ursÃ¤chlichen
Zusammenhang unterstellt â�� nicht Folge des Unfalls, sondern der dem Begriff des
Unfalls immanente (weitere) Gesundheitserst- bzw. PrimÃ¤rschaden, wie bereits
dargelegt.

Gegen die Ablehnung der Zahlung von Verletztengeld durch die Beklagte wendet
sich der KlÃ¤ger ebenfalls statthaft mit der kombinierten Anfechtungs- und
(unechten) Leistungsklage (Â§ 54 Abs.Â 1 Satz 1 Var. 1 und Abs.Â 4, Â§Â 56 SGG),
denn die Zahlung von Verletztengeld im Zeitraum 01.07. bis 28.07.2021 erfolgte
ohne Erlass eines entsprechenden (bewilligenden) Dauerverwaltungsakts im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger, sondern durch tatsÃ¤chliche
Auszahlung via Generalauftrag Ã¼ber die Krankenkasse; die Verlautbarung im
Bescheid vom 19.08.2021 enthÃ¤lt der Sache nach auch keine Entziehung oder
Herabsetzung einer Leistung (i.S. einer ganz oder teilweisen Beseitigung eines
frÃ¼heren Bescheids), sondern eine Leistungsablehnung. Die Anfechtungsklage ist
dabei auf die Aufhebung der Ablehnungsentscheidung gerichtet, die Leistungsklage
auf entsprechende Zahlung von Verletztengeld (fÃ¼r einen nicht nÃ¤her
konkretisierten Zeitraum). 

Die Feststellungsklage ist jedoch unbegrÃ¼ndet, weshalb auf die Berufung der
Beklagten hin die vom SG getroffene Feststellung aufzuheben ist. Weder die Ruptur
des SL-Bandes, noch ein SLAC wrist 1Â°, noch die SL-Band-Rekonstruktion am
17.09.2021 mit postoperativem septischen Verlauf und die â�� ohnehin nicht
hinreichend bestimmten â�� â��weiteren, eine Nachbehandlung erfordernden
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungenâ�� sind Folgen des Arbeitsunfalls vom 13.05.2020
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bzw. PrimÃ¤rschaden.

Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung mÃ¼ssen im Unfallversicherungsrecht die
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen, nÃ¤mlich die versicherte TÃ¤tigkeit, die
schÃ¤digende Einwirkung (Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit) und die als
Gesundheitsschaden geltend gemachte GesundheitsstÃ¶rung erwiesen sein, d.h.
bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens muss der
volle Beweis fÃ¼r das Vorliegen der genannten Tatsachen als erbracht angesehen
werden kÃ¶nnen; sie mÃ¼ssen daher mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit feststehen (vgl. BSG 20.12.2016, B 2 U 16/15 R). Nur hinsichtlich
des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der
schÃ¤digenden Einwirkung sowie der schÃ¤digenden Einwirkung und dem
Gesundheitsschaden genÃ¼gt eine hinreichende Wahrscheinlichkeit (BSG a.a.O.
und 30.04.1985, 2 RU 43/84 mit weiteren AusfÃ¼hrungen zur BegrÃ¼ndung). Diese
liegt vor, wenn bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller wesentlichen Gesichtspunkte
des Einzelfalls mehr fÃ¼r als gegen einen Ursachenzusammenhang spricht und
ernste Zweifel ausscheiden. Es genÃ¼gt nicht, wenn der Ursachenzusammenhang
nicht auszuschlieÃ�en oder nur mÃ¶glich ist. Dabei ist zu beachten, dass der
Ursachenzusammenhang zwischen dem Unfallereignis und den Unfallfolgen als
anspruchsbegrÃ¼ndende Voraussetzung positiv festgestellt werden muss. Denn es
gibt im Bereich des Arbeitsunfalls keine Beweisregel, dass bei fehlender
Alternativursache die versicherte naturwissenschaftliche Ursache automatisch auch
eine wesentliche Ursache ist, weil dies bei komplexem Krankheitsgeschehen zu
einer Beweislastumkehr fÃ¼hren wÃ¼rde. Es reicht daher zur BegrÃ¼ndung des
ursÃ¤chlichen Zusammenhangs nicht aus, gegen diesen Zusammenhang
sprechende UmstÃ¤nde auszuschlieÃ�en. Kommen mehrere Ursachen in Betracht
(konkurrierende KausalitÃ¤t), so sind nur solche Ursachen als rechtserheblich
anzusehen, die wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt
wesentlich beigetragen haben (vgl. BSG 28.06.1988, 2/9b RU 28/87).

Im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung gilt dabei wie allgemein im
Sozialrecht fÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen Unfallereignis und
Gesundheitsschaden die Theorie der wesentlichen Bedingung (hierzu und zum
Nachfolgenden BSG 12.04.2005, B 2 U 27/04Â R). Diese setzt zunÃ¤chst einen
naturwissenschaftlichen Ursachenzusammenhang zwischen dem Unfallereignis und
dem Gesundheitsschaden voraus. Es ist daher in einem ersten Schritt zu klÃ¤ren, ob
der Gesundheitsschaden auch ohne das Unfallereignis eingetreten wÃ¤re. Ist dies
der Fall, war das Unfallereignis fÃ¼r den Gesundheitsschaden schon aus diesem
Grund nicht ursÃ¤chlich. Kann dagegen das Unfallereignis nicht hinweggedacht
werden, ohne dass der Gesundheitsschaden entfiele (conditio sine qua non), ist in
einem zweiten, wertenden Schritt zu prÃ¼fen, ob das versicherte Unfallereignis
fÃ¼r den Gesundheitsschaden wesentlich war. Denn als im Sinne des Sozialrechts
ursÃ¤chlich und rechtserheblich werden nur solche Ursachen angesehen, die wegen
ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt
haben. Welche Ursache wesentlich ist und welche nicht, muss aus der Auffassung
des praktischen Lebens Ã¼ber die besondere Beziehung der Ursache zum Eintritt
des Erfolgs bzw. Gesundheitsschadens abgeleitet werden (BSG 09.05.2006, B 2 U
1/05 R). Die hier vorzunehmende KausalitÃ¤tsprÃ¼fung hat somit nach dieser
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zweistufigen PrÃ¼fung zu erfolgen.

Vorliegend bestehen bereits durchgreifende Zweifel daran, dass der Arbeitsunfall
vom 13.05.2020 â�� der mit Bescheid vom 19.08.2021 bestandskrÃ¤ftig festgestellt
worden ist â�� in einem naturwissenschaftlichen Zusammenhang mit den zur
Anerkennung gestellten GesundheitsstÃ¶rungen steht. 

Aufgrund der insoweit Ã¼bereinstimmenden und konsistenten Angaben des
KlÃ¤gers zum Ablauf gegenÃ¼ber P1 bei der ersten Vorstellung am 27.10.2020, in
der Unfallanzeige vom 07.06.2021 und auch gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen
O1 steht zur Ã�berzeugung des Senats folgender Unfallhergang fest: Dem KlÃ¤ger
fiel am 13.05.2020 beim Umbau von Regalen ein T-TrÃ¤ger auf den rechten
HandrÃ¼cken, wobei er einen kurzen Schmerz verspÃ¼rte, jedoch weiterarbeitete
und erst nach mehreren Monaten Beschwerden und Schmerzen im rechten
Handgelenk verspÃ¼rte, worauf er im Oktober 2020 deswegen Ã¤rztliche
Behandlung in Anspruch nahm. In der Zwischenzeit war der KlÃ¤ger nach eigenen
Angaben im Wesentlichen beschwerdefrei. Auch die vom Senat von der
hausÃ¤rztlichen Praxis (MVZ R1) beigezogenen Unterlagen belegen, dass sich der
KlÃ¤ger in der Zwischenzeit nicht bei seinem (frÃ¼heren) Hausarzt P2 vorgestellt
hat, was das mehrmonatige beschwerdefreie Intervall bestÃ¤tigt.

Ein auf den Unfall vom 13.05.2020 zurÃ¼ckzufÃ¼hrender
Gesundheits(erst)schaden, der Ã¼ber die (bestandskrÃ¤ftig) anerkannte Prellung
des rechten Handgelenks hinausgeht, lÃ¤sst sich nicht feststellen. In zeitlicher
NÃ¤he zum Unfall sind keinerlei Ã¤rztliche Befunde erhoben worden, der KlÃ¤ger
hat â�� auch am Unfalltag â�� nach seinen eigenen Angaben nur einen kurzen
Schmerz verspÃ¼rt und dann weitergearbeitet. Die RÃ¶ntgenuntersuchung vom
09.10.2020 hat eine regelrechte Artikulation im Handgelenk ohne Fraktur ergeben,
insbesondere die Stressaufnahme des rechten Handgelenks vom 03.11.2020 hat
keinen Hinweis auf eine scapholunÃ¤re Dissoziation bei forcierter ulnar oder radial
Abduktion ergeben. Auch die MRT des rechten Handgelenks vom 12.11.2020 hat
noch keine auffÃ¤llige Verbreiterung des SL-Gelenkspalts ergeben bei eindeutig
regelrechter DurchgÃ¤ngigkeit des dorsalen signalfreien SL-Bandanteils. Erst die
Arthroskopie am 02.07.2021 â�� mithin mehr als ein Jahr nach dem
angeschuldigten Ereignis â�� hat eine SL-Bandruptur gezeigt. Dieser Ablauf ist eher
mit einer nicht traumatischen BandlÃ¤sion in Einklang zu bringen, denn bei einer
vollstÃ¤ndigen scapholunÃ¤ren Dissoziation traumatischer Genese wÃ¤re zu
erwarten gewesen, dass die Ball-Belastungsaufnahme (vom 03.11.2020) eine
Erweiterung des scapholunÃ¤ren Bandspalts gezeigt hÃ¤tte. Andererseits wÃ¤re
eine HyperurikÃ¤mie â�� wie sie beim KlÃ¤ger vorliegt â�� geeignet, eine
scapholunÃ¤re BandlÃ¤sion zu verursachen, wobei diese in den Anfangsstadien
trotz vollstÃ¤ndiger KontinuitÃ¤tsunterbrechung des Bands ohne scapholunÃ¤re
Dissoziation einhergeht, da die sekundÃ¤ren SL-Bandstabilisatoren noch vorhanden
sind. Der Senat stÃ¼tzt sich insoweit auf die AusfÃ¼hrungen des B2 in seiner
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 12.07.2023, die der Senat als
qualifiziertes Beteiligtenvorbringen wÃ¼rdigt.

Soweit der SachverstÃ¤ndige O1 im Wesentlichen gestÃ¼tzt auf die EinschÃ¤tzung
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im Zusatzgutachten des D3, die im Rahmen der Arthroskopie gefertigten
Aufnahmen bestÃ¤tigten eine traumatische SL-Bandruptur, auf eine Verursachung
durch den Arbeitsunfall vom 13.05.2020 geschlossen hat, Ã¼berzeugt dies den
Senat nicht. D3 hat allein anhand der Fotodokumentation beurteilt, dass die
sichtbaren zerrissenen Bandanteile â��in einer solchen Formation nur nach einer
traumatischen und nicht nach einer degenerativen Ruptur sichtbar sindâ��. Auf der
anderen Seite rÃ¤umt er ein, dass die RÃ¼ckbildung der zerrissenen Band-Anteile
direkt nach dem Trauma beginnt und erfahrungsgemÃ¤Ã� Bandanteile nach sechs
Wochen bis einigen Monaten soweit zurÃ¼ckgebildet sind, dass sie nicht mehr
sinnvoll zu nÃ¤hen sind, auch wenn sie viele Monate bis jahrelang sichtbar sind.
Hier betrÃ¤gt der Abstand zum angeschuldigten Ereignis mehr als ein Jahr,
gleichwohl wurden die Bandreste noch genÃ¤ht, wie sich aus dem OP-Bericht vom
02.07.2021 entnehmen lÃ¤sst. Dies lÃ¤sst sich mit dem von D3 selbst dargestellten
Ã¼blichen Heilungsverlauf nicht in Einklang bringen. Zudem hat der beratende Arzt
J1 in der Stellungnahme vom 21.05.2023 (ebenfalls als qualifiziertes
Beteiligtenvorbringen verwertbar) fÃ¼r den Senat nachvollziehbar eingewandt,
dass es nach seiner langjÃ¤hrigen arthroskopischen Erfahrung auÃ�erordentlich
spekulativ sei, die Form und AusprÃ¤gung von Bandlefzen zur zeitlichen Einordnung
heranzuziehen. Nachfolgend hat der beratende Arzt B2, dem entgegen der
Annahme des SG die Arthroskopiebilder vorgelegen haben, in der Stellungnahme
vom 12.07.2023 ausgefÃ¼hrt, die Aufnahmen zeigten degenerativ vollstÃ¤ndig
aufgefaserte Bandreste, ein RÃ¼ckschluss auf eine traumatische Genese sei
anhand dieser Aufnahmen unmÃ¶glich. Eine eindeutige traumatische Genese der
Ruptur lÃ¤sst sich nach alledem allein anhand der Arthroskopiebilder zur
Ã�berzeugung des Senats nicht belegen, schon gar nicht bezogen auf einen Eintritt
des Traumas am 13.05.2020.

DarÃ¼ber hinaus ist der Unfallhergang zur Ã�berzeugung des Senats schon nicht
geeignet, eine Ruptur des SL-Bands zu verursachen. Bereits der beratende Arzt J1
hat in seiner urkundsbeweislich verwertbaren Stellungnahme vom 05.08.2021
ausgefÃ¼hrt, dass ein SL-Bandriss nur durch eine erhebliche Verstauchung bzw.
Verdrehung des Handgelenks herbeigefÃ¼hrt werden kann. Dies hat auch O1 in
seinem Gutachten entsprechend dargestellt (â��Verletzungen des SL-Bands treten
gehÃ¤uft bei jungen Menschen auf und sind in der Regel Folge von StÃ¼rzen oder
Verdrehtraumata mit hoher Energieeinwirkung. Die hÃ¤ufigste Ursache fÃ¼r eine
Verletzung des SL-Bands tritt infolge eines Hyperextensiontraumas des
Handgelenkes auf. â�¦. Die SL-Bandruptur tritt oft auch als Begleitverletzungen
infolge einer distalen Radiusfraktur auf.â��) und entspricht der Darstellung in der
wissenschaftlichen Literatur (vgl. Andersson, Treatment of scapholunate ligament
injury, EFORT Open Rev 2017, 2:382-393. DOI: 10.1302/2058-5241.2.170016;
Hempfling, Begutachtung der SL- und LT-Band-SchÃ¤den, Trauma und
Berufskrankheit 4/2008, 286 ff.; Kleinschmidt/Kleinschmidt, Das Handwurzeltrauma
â�� gutachtliche KausalitÃ¤tsprobleme bei Kahnbein- und Mondbein-
VerÃ¤nderungen, MedSach 87 (1991), 123 ff.). Ein derartiger Mechanismus hat hier
indes nicht vorgelegen, vielmehr ein Anpralltrauma von oben. O1 hat in seiner
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 21.06.2023 unter der Annahme eines Gewichts
des T-TrÃ¤gers von 1,5 kg und einer FallhÃ¶he von 40 cm eine kinetische Energie
von ca. 6 Joule ausgerechnet und dargelegt, dass es â�� neben der hohen
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Energieeinwirkung â�� zu einer kurzfristigen Hyperextension des Handgelenks
gekommen sei und dies als ebenfalls geeigneten Unfallmechanismus angesehen.
Diese Darstellung ist nicht nachvollziehbar, da der T-TrÃ¤ger den KlÃ¤ger nach
eigenen Angaben von oben auf den HandrÃ¼cken getroffen hat, sodass nicht
ersichtlich ist, wieso dies zu einer Ã�berstreckung des Handgelenks gefÃ¼hrt haben
sollte oder kÃ¶nnte. Zudem hatÂ O1 selbst ausgefÃ¼hrt, dass durch die hohe
Energieeinwirkung eigentlich zu erwarten gewesen wÃ¤re, dass vorgelagerte
Strukturen mitverletzt oder zumindest aufgrund akuter Schmerzen ein
unmittelbares Weiterarbeiten nicht mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Dies wirft auch nach
seiner EinschÃ¤tzung die Frage des Unfallzeitpunkts oder einer
unfallunabhÃ¤ngigen ggf. spÃ¤teren SchÃ¤digung auf. Ohne dass hierzu nÃ¤here
Erkenntnisse vorlÃ¤gen bleibt es jedoch dabei, dass jedenfalls der vorliegende
Geschehensablauf (mit Weiterarbeit im Anschluss) als Anpralltrauma ohne
Begleitverletzungen â�� solche wurden nicht einmal vom KlÃ¤ger auch nur
behauptet â�� nicht geeignet ist, eine Ruptur des SL-Bands herbeizufÃ¼hren,
worauf sowohl J1 wie auch B2 im Einklang mit der maÃ�geblichen Literatur fÃ¼r
den Senat nachvollziehbar hingewiesen haben.

FÃ¼r einen Zusammenhang spricht somit allein, dass im Bereich des rechten
Handgelenks keine (behandlungsbedÃ¼rftigen) VorschÃ¤den ersichtlich sind und
mÃ¶glich konkurrierende Ursachen, hier insbesondere die Vorerkrankungen
HyperurikÃ¤mie und Diabetes mellitus, nicht mit Sicherheit als Ursache fÃ¼r die
BandschÃ¤digung im Handgelenk feststehen, worauf B2 in der bereits erwÃ¤hnten
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 12.07.2023 hingewiesen hat. Allein aus
dem Fehlen einer feststehenden Alternativursache kann, wie bereits dargelegt,
jedoch nicht auf die UrsÃ¤chlichkeit des Arbeitsunfalls geschlossen werden, weil
dies zu einer Beweislastumkehr fÃ¼hren wÃ¼rde. Angesichts der unfallnah weder
dokumentierten noch auch nur geltend gemachten PrimÃ¤rverletzungen, des
langen beschwerdefreien Intervalls und der fehlenden Geeignetheit des
Unfallhergangs fÃ¼r die SL-Bandruptur verbleiben ernste Zweifel am
Ursachenzusammenhang, insgesamt Ã¼berwiegen nach alledem die gegen einen
Zusammenhang sprechenden Gesichtspunkte.

Kann somit die SL-Bandruptur nicht mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit auf
den Arbeitsunfall vom 13.05.2020 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden, gilt dies auch fÃ¼r die
nachfolgenden GesundheitsschÃ¤den, die hierauf beruhen wie die degenerative
SchÃ¤digung (SLAC wrist 1Â°) und die Folgen des postoperativen septischen
Verlaufs nach der SL-Bandrekonstruktion am 17.09.2021, die daher auch nicht
mittelbar durch den Arbeitsunfall verursacht worden sind.

Folglich kann auch die aus den nicht mit dem Unfall in Zusammenhang stehenden
Erkrankungen resultierende ArbeitsunfÃ¤higkeit keinen Anspruch auf Verletztengeld
begrÃ¼nden. Denn nach Â§Â 45 Abs. 1 SGB VII wird Verletztengeld u.a. erbracht,
wenn Versicherte infolge des Versicherungsfalls arbeitsunfÃ¤hig sind (Nr. 1) und
unmittelbar vor Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit Anspruch (u.a.) auf Arbeitsentgelt
hatten (Nr. 2). ArbeitsunfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls liegt nach
hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung (s. nur BSG 30.10.2007, B 2 U 31/06 R, Rn. 12
m.w.N.) â�� anknÃ¼pfend an die Auslegung des Begriffs der ArbeitsunfÃ¤higkeit im
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Recht der gesetzlichen Krankenversicherung â�� vor, wenn ein Versicherter auf
Grund der gesundheitlichen Folgen eines Versicherungsfalls nicht in der Lage ist,
seiner zuletzt ausgeÃ¼bten oder einer gleich oder Ã¤hnlich gearteten TÃ¤tigkeit
nachzugehen (BSG a.a.O.).

Hier fehlt es, wie oben dargelegt, bereits am Vorliegen eines unfallbedingten
Gesundheitsschadens, weshalb die ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht infolge des
Versicherungsfalls eingetreten ist. Denn die von der Beklagten anerkannte Prellung
hat zu keinem Zeitpunkt ArbeitsunfÃ¤higkeit ausgelÃ¶st; der KlÃ¤ger hat nach dem
Arbeitsunfall noch Ã¼ber Monate gearbeitet. Da demnach schon dem Grunde nach
kein Anspruch auf Verletztengeld besteht, ist das angefochtene Urteil auch insoweit
und damit insgesamt aufzuheben, ohne dass noch eine nÃ¤here Konkretisierung
des im Rahmen der Verurteilung offen gebliebenen Zeitraums betreffend die
GewÃ¤hrung von Verletztengeld geboten wÃ¤re.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 05.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            13 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

